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 1. Keine begünstigte Hand-

werkerleistung bei Herstel-
lung einer öffentlichen 

Mischwasserleitung 

Eine steuerbegünstigte Handwerkerleistung kann auch 
durch die öffentliche Hand erfolgen. Unerheblich ist, ob die 
öffentliche Hand die Kosten dieser Leistung durch Be-
scheid oder aufgrund eines zuvor geschlossenen Vertrags 
erhebt. 
Erforderlich ist aber, dass die Handwerkerleistung im 
Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht wird. Der Haus-
haltsbezug ist räumlich funktional zu verstehen. Die 
Handwerkerleistung kann damit auch außerhalb der 
Grundstücksgrenze durchgeführt werden, muss aber im-
mer  noch  in  unmittelbarem   räumlichen Zusammenhang  

  zum Haushalt des Steuerpflichtigen stehen und diesem dienen. Darunter fallen z. B. Haus- 
bzw. Grundstücksanschlüsse. 
Der Bundesfinanzhof hat zulasten eines Grundstückseigentümers entschieden, dass der 
von einem Abwasserzweckverband erhobene Baukostenzuschuss für die Herstellung einer 
öffentlichen Mischwasserleitung keine begünstigte Handwerkerleistung darstellt. Sein 
Grundstück wurde an die öffentliche Kläranlage angeschlossen. Dafür musste in der Stra-
ße eine neue Mischwasserleitung verlegt werden. Im Gegensatz zu einem direkten Grund-
stücksanschluss ist die Mischwasserleitung Teil des öffentlichen Sammelnetzes und es 
fehlt der räumlich funktionale Zusammenhang zum Grundstück. 

 

 
 
 
 2. Keine Spekulationssteuer 

auf häusliches Arbeitszim-
mer bei Verkauf des selbst-

genutzten Eigenheims 

Beträgt der Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräuße-
rung eines Grundstücks/einer Wohnung nicht mehr als 
zehn Jahre, liegt ein privates Veräußerungsgeschäft vor. 
Ein Gewinn daraus unterliegt der Einkommensteuer (Spe-
kulationssteuer). Das gilt nicht für ein Eigenheim, also 
wenn das bebaute Grundstück/die Wohnung seit Anschaf-
fung/Herstellung ausschließlich oder im Jahr der Veräuße-
rung und in den beiden vorangegangenen Jahren zu eige-
nen Wohnzwecken genutzt wurde. 

  Die Finanzverwaltung geht davon aus, dass ein häusliches Arbeitszimmer nicht Wohnzwe-
cken dient. Damit müsse bei einem privaten Veräußerungsgeschäft der auf das Arbeits-
zimmer entfallende Veräußerungsgewinn der Besteuerung unterworfen werden. 
 



 
 
 
Anders sieht es das Finanzgericht Köln. Es hat einem Lehrer Recht gegeben, der seine 
selbstgenutzte Wohnung verkaufte und den auf das Arbeitszimmer entfallenden Gewinn 
versteuern sollte. Jedenfalls im Rahmen der Überschusseinkünfte – der Lehrer erzielte 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit – und wenn eine weit überwiegende Eigennutzung 
der Wohnung im Übrigen vorliegt, ist ein Arbeitszimmer nicht schädlich. Im vorliegenden 
Fall akzeptierte das Finanzgericht die Größe des Arbeitszimmers, das knapp unter 20 % 
der Gesamtwohnfläche ausmachte. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
 

 
 
 3. Abgrenzung der Betriebsauf-

gabe von der Betriebs- 
unterbrechnung 

Stellt ein Unternehmer seine gewerbliche Tätigkeit ein, 
liegt darin nicht zwingend eine Betriebsaufgabe, die zur 
steuerpflichtigen Aufdeckung der stillen Reserven führt. 
Die Einstellung kann auch nur als Betriebsunterbrechung 
zu beurteilen sein, die den Fortbestand des Betriebs unbe-
rührt  lässt.  Eine  solche  Betriebsunterbrechung  liegt vor,  

 
wenn bei Einstellung der gewerblichen Tätigkeit die Absicht vorhanden ist und die Mög-
lichkeit besteht, den Betrieb in gleichartiger Weise wieder aufzunehmen. Der stillgelegte 
und später wieder eröffnete Betrieb müssen als identisch anzusehen sein. 
Das Finanzgericht Düsseldorf hatte folgenden Fall zu entscheiden: Ein als Bauträger täti-
ger Einzelunternehmer gründete als alleiniger Gesellschafter eine GmbH, die ein Bauun-
ternehmen betrieb. Zwei Jahre nach Gründung der GmbH verpachtete er das gesamte 
Anlagevermögen des Einzelunternehmens an die GmbH. Dadurch entstand eine Betriebs-
aufspaltung zwischen dem Einzelunternehmen (Besitzunternehmen) und der GmbH (Be-
triebsunternehmen). In der Bilanz des Einzelunternehmens waren die GmbH-Anteile rich-
tigerweise als Anlagevermögen aktiviert. Aus Rentabilitätsgründen stellte der Unternehmer 
die Bauträgertätigkeit ein. Zuvor hatte er das bisher an die GmbH verpachtete Anlagever-
mögen an die GmbH veräußert. 
In der Veräußerung sah das Finanzamt die Beendigung der Betriebsaufspaltung und die 
damit verbundene zwangsweise Aufgabe des Einzelunternehmens. Die im Einzelunter-
nehmen aktivierten GmbH-Anteile seien in das Privatvermögen zu überführen. Der Aufga-
begewinn sei steuerpflichtig. 
Das Finanzgericht folgte dieser Auffassung. Durch die Veräußerung des gesamten Anla-
gevermögens sei der Unternehmer nicht mehr in der Lage gewesen, den Betrieb identi-
tätswahrend fortzuführen. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

 
 
 
 4. Angemessenheit der Gewinn-

verteilung bei einer  
GmbH & Co. KG 

Nach der Gewinnverteilungsabrede im Gesellschaftsver-
trag einer GmbH & Co. KG erhielt die nicht kapitalmäßig 
beteiligte Komplementär GmbH eine hohe Vorabvergü-
tung für ihre Geschäftsführungstätigkeit und die Über-
nahme der persönlichen Haftung. Tatsächlich entstanden 
der GmbH aber für die Übernahme der Geschäftsfüh-
rungstätigkeit  keine  Aufwendungen. Ihre  Gesellschafter  

 
 

Geschäftsführer, zugleich die einzigen Kommanditisten der KG, bezogen von der GmbH 
keine gesonderte Vergütung. Vielmehr tätigten sie monatliche Entnahmen in Höhe eines 
gleichlautenden Betrags aus dem Kapitalstock der GmbH & Co. KG. 
Das Finanzamt sah in der Gewinnverteilungsabrede eine unangemessene Gestaltung. Es 
rechnete den der GmbH als Vorabgewinn zugerechneten Betrag je hälftig den Kommandi-
tisten als Gewinnanteil zu. Andernfalls käme es zu keiner sofortigen Besteuerung bei den 
Gesellschaftern. Vielmehr würde sich die Teilhabe der Kommanditisten am Gesellschafts-
gewinn auf ihre Beteiligung an der Komplementär-GmbH verlagern. Die Besteuerung 
würde hierdurch auf spätere Zeiträume, in denen der Gewinn zur Ausschüttung gelangt, 
verschoben. 
Das Finanzgericht Münster widersprach dem Finanzamt. Die Komplementärin habe ge-
genüber der KG einen Anspruch auf eine marktgerechte Vergütung für ihre Geschäftsfüh-
rungstätigkeit. Es komme nicht darauf an, ob und in welchem Umfang sie die Vergütung 
an ihre Anteilseigner/Geschäftsführer weitergibt. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

 
 
 
 



 
 
 
 5. Anwendung der Fahrtenbuch-

methode nur bei belegmäßigem 
Nachweis aller Aufwendungen 

Ein Arbeitnehmer eines Konzerns beantragte im Rahmen 
seiner Einkommensteuererklärung für die private Nutzung 
und für die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
mit seinem Dienstwagen die Anwendung der Fahrten-
buchmethode. Die dem Fahrzeug zuzuordnenden Auf-
wendungen konnte er nicht durch einzelne Belege nach-
weisen. Die Fahrzeugkosten des umfangreichen Konzern-
fuhrparks wurden nicht den einzelnen Fahrzeugen direkt 
zugeordnet, sondern im Wege des Umlageverfahrens auf 
alle Fahrzeuge verteilt. 

 Das Finanzgericht München lehnte die Anwendung der sog. Fahrtenbuchmethode ab, da 
der lückenlose Nachweis über die für das Fahrzeug entstandenen Aufwendungen nicht 
geführt worden ist. Die nur in einer Summe mitgeteilten Kosten und teilweise nicht indivi-
duell ermittelten Werte sind nicht berücksichtigungsfähig. Die Gesamtkosten sind insge-
samt durch einzelne Belege lückenlos nachzuweisen. Schätzungen, auch Teilschätzun-
gen, oder eidesstattliche Versicherungen ersetzen nicht den Belegnachweis. 

 

 

 6. Berücksichtigung einer Um-
satzsteuervorauszahlung als 
regelmäßig wiederkehrende 

Betriebsausgabe 

Bei einer Einnahmenüberschussrechnung sind Ausgaben 
grundsätzlich für das Kalenderjahr anzusetzen, in dem sie 
geleistet wurden. Abweichend von diesem sog. Abfluss-
prinzip sind wiederkehrende Ausgaben, die dem Steuer-
pflichtigen kurze Zeit vor oder nach Beendigung des Ka-
lenderjahrs abgeflossen sind, dem Jahr der wirtschaftli-
chen Zugehörigkeit zuzuordnen. Umsatzsteuervorauszah-
lungen sind regelmäßig wiederkehrende Ausgaben. 

 
Als „kurze Zeit“ ist i. d. R. ein Zeitraum bis zu zehn Tagen anzusehen, d. h. der Zeitraum 
vom 22. Dezember bis zum 10. Januar des Folgejahrs. Für die Anwendung der Ausnah-
meregelung muss innerhalb dieser Zeitspanne sowohl der tatsächliche Abfluss als auch 
der Termin der Fälligkeit liegen. 
In einem vom Finanzgericht München entschiedenen Fall hatte ein Unternehmer die Um-
satzsteuervorauszahlung für den Monat Dezember 2014 am 7. Januar 2015 beglichen. 
Der abgabenrechtliche Fälligkeitstag hatte sich allerdings aufgrund eines Wochenendes 
auf den 12. Januar 2015 verschoben. Das Finanzamt berücksichtigte die Zahlung nicht als 
Betriebsausgabe für das Jahr 2014. Die Zahlung sei schon zu einem Zeitpunkt erfolgt, zu 
dem die Vorauszahlung noch nicht fällig gewesen sei. 
Das Finanzgericht entschied, dass der Unternehmer die Vorauszahlung noch für das Jahr 
2014 abziehen dürfe. Der unbestimmte Rechtsbegriff „kurze Zeit“ müsse bei dieser Fall-
konstellation mit mindestens zwölf Tagen bemessen werden. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
Hinweis: Fällt das Ende einer Frist auf einen Samstag, Sonntag oder einen gesetzlichen 
Feiertag, so endet die Frist mit dem Ablauf des nächstfolgenden Werktags. 

 

 

 7. Erfüllung der Aufbewah-
rungspflicht bei sogenann-

ten Thermobelegen  

Wie bewertet die Bundesregierung die Problematik, dass 
sog. Thermobelege häufig sehr früh verblassen und 
dadurch unlesbar werden - insbesondere bezüglich Rech-
nungen oder Dokumenten, die einer jahrelangen Aufbe-
wahrungspflicht unterliegen und welchen Regelungsbedarf 
sieht die Bundesregierung, um Kopien von Belegen, die 
mit weiteren Kosten verbunden sind, in Zukunft verzichtbar 
zu machen? 

  Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk:  
· Es gibt keine gesetzliche Regelung zur Verwendung eines bestimmten Papiers oder 

einer bestimmten Drucktechnik für die Ausstellung von Rechnungen oder Quittungen. § 
14 Abs. 1 Satz 7 UStG regelt lediglich, dass Rechnungen auf Papier oder vorbehaltlich 
der Zustimmung des Empfängers elektronisch zu übermitteln sind. 

· Wurde eine Rechnung für ein Unternehmen ausgestellt, muss diese zehn Jahre lesbar 
aufbewahrt werden (§ 147 Abs. 3 Satz 1 i.V. mit Abs. 1 Nr. 4 AO). Um die Lesbarkeit 
während der Aufbewahrungsfrist zu gewährleisten, können die auf Thermopapier erhal-
tenen Unterlagen kopiert oder unter den Voraussetzungen des § 147 Abs. 2 AO auf ei-
nem Datenträger (z.B. durch Einscannen) gespeichert werden. Die ursprünglich auf 
Thermopapier ausgedruckte Rechnung braucht dann nicht mehr aufbewahrt zu werden. 
Eine entsprechende Regelung enthält § 257 Abs. 3 HGB für die handelsrechtlichen Auf-
bewahrungsfristen. 

   



   

 
· Entsprechendes empfiehlt sich auch für Verbraucher im Hinblick auf die Geltendma-

chung möglicher Gewährleistungsansprüche, soweit der Zeitpunkt des Vertragsschlus-
ses im Streitfall nicht auf andere Weise, etwa durch Zeugen, nachgewiesen werden 
kann. 

· Sofern ein Unternehmer also Kosten durch Kopien von Belegen vermeiden will, ist dies 
unproblematisch durch eine Speicherung der Rechnung auf einem Datenträger möglich. 

· Aus den vorgenannten Gründen sieht die Bundesregierung daher keinen Regelungsbe-
darf. 

 
 

 

 8. GmbH-Beteiligung als not-
wendiges oder gewillkürtes 

Betriebsvermögen eines Ein-
zelunternehmers 

Notwendiges Betriebsvermögen liegt vor, wenn Wirt-
schaftsgüter zu mehr als 50 % eigenbetrieblich genutzt 
werden. Dabei kommt es nicht darauf an, ob diese Wirt-
schaftsgüter in der Bilanz, in der Buchführung oder im 
Anlagenverzeichnis ausgewiesen werden. Entscheidend 
ist die tatsächliche Nutzung. 

  Gewillkürtes Betriebsvermögen liegt vor, wenn ein Wirtschaftsgut objektiv geeignet und 
bestimmt ist, den Betrieb zu fördern. Eine entsprechende Zuordnung kommt nur in Be-
tracht, wenn die betriebliche Nutzung zwischen 10 % und 50 % liegt. Die Zuordnung muss 
unmissverständlich erfolgen, z. B. durch Aufnahme in die Bilanz oder durch Erfassung in 
der Buchhaltung. 
Bei einer Veräußerung oder einer Überführung in das Privatvermögen eines zum Be-
triebsvermögen gehörenden Wirtschaftsguts sind die darin enthaltenen stillen Reserven zu 
versteuern. 
Nach einem Urteil des Finanzgerichts Nürnberg kann die Beteiligung an einer GmbH not-
wendiges Betriebsvermögen eines Einzelunternehmens sein, wenn sie für dieses wirt-
schaftlich vorteilhaft ist. Ein Einzelunternehmer hielt zwar nur 45 % der Anteile an einer 
GmbH, stellte seine bei der GmbH dennoch bestehende Machtstellung in den Dienst sei-
nes Einzelunternehmens. Das reichte dem Gericht, um die Beteiligung als Betriebsvermö-
gen zu qualifizieren. Ob die Aktivierung im Zuge einer Betriebsprüfung ggf. unrichtig war, 
spiele keine Rolle, da der Unternehmer auch in den Folgejahren an der Bilanzierung der 
Beteiligung festgehalten habe. Durch die Schenkung der Anteile an seine Ehefrau und 
Kinder habe er einen steuerpflichtigen Entnahmegewinn realisiert. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

 

 

 9. Keine überhöhten Anforde-
rungen an Rechnungen für 

Vorsteuerabzug 

Eine Rechnung muss, um zum Vorsteuerabzug zu berech-
tigen, insbesondere Angaben zu der dem Leistenden er-
teilten Steuernummer oder Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer, zur Menge und Art (handelsübliche 
Bezeichnung) der gelieferten Gegenstände und zum Um-
fang und zur Art der sonstigen Leistung sowie zum Zeit-
punkt der Lieferung oder sonstigen Leistung enthalten.  

 
Entscheidend ist, dass die Rechnungsangaben es der Finanzverwaltung ermöglichen, die 
Entrichtung der Umsatzsteuer und ggf. das Bestehen des Vorsteuerabzugsrechts zu kon-
trollieren. Deshalb dürfen keine überhöhten oder unzumutbaren Anforderungen an die 
Rechnung gestellt werden. 
So kann sich z. B. die grundsätzlich erforderliche Angabe des Kalendermonats, in dem die 
Leistung erfolgte, aus dem Ausstellungsdatum der Rechnung ergeben, wenn nach den 
Verhältnissen des Einzelfalls davon auszugehen ist, dass die Leistung in dem Monat be-
wirkt wurde, in dem die Rechnung ausgestellt wurde. Dabei muss das Finanzamt auch 
ergänzende zusätzliche Informationen des Steuerpflichtigen berücksichtigen und darf sich 
nicht auf die Prüfung der Rechnung selbst beschränken. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

 

 10. Ermittlung der ortsüb-
lichen Marktmiete möblier-

ter Wohnungen 

Eine Wohnungsmiete muss mindestens 66 % der ortsübli-
chen Marktmiete betragen, um als voll entgeltliche Vermie-
tung anerkannt zu werden. Liegt die vereinbarte Miete 
darunter, können Vermieter entstandene Werbungskosten 
nur anteilig geltend machen. 

  Wird eine Wohnung möbliert oder teilmöbliert vermietet, kann es zur Ermittlung der 
Marktmiete erforderlich sein, für die Möblierung einen Zuschlag zu berücksichtigen. 
 

 
 

  



 

 
Der Bundesfinanzhof stellte hierzu folgende Grundsätze auf: 
• Sieht der Mietspiegel für die überlassenen Gegenstände einen prozentualen Zuschlag 
oder eine Erhöhung des Ausstattungsfaktors über das Punktesystem vor, ist diese Be-
rechnung für die marktübliche Vergleichsmiete heranzuziehen. 
• Lässt sich dazu dem Mietspiegel nichts entnehmen, ist ein am Markt realisierbarer Möb-
lierungszuschlag zu berücksichtigen. 
• Ist dieser nicht ermittelbar, wird auf die ortsübliche Marktmiete ohne Möblierung abge-
stellt. Ein Möblierungszuschlag, der auf Grundlage der linearen AfA ermittelt wird, kommt 
nicht in Betracht. Ebenso wenig ist ein prozentualer Mietrenditeaufschlag anzusetzen. 

 

 

 

 Fälligkeitstermine: Lohnsteuer, Umsatzsteuer: 
Oktober 
10.10.2018 (15.10.2018)* 
November 
12.11.2018 (15.11.2018)* 
 
Gewerbesteuer, Grundsteuer: 
15.11.2018 (19.11.2018)* 
 
Sozialversicherungsbeiträge: 
Oktober 
(Beitragsnachweis) 24.10.2018 
(Beitragszahlung)  26.10.2018 
November 
(Beitragsnachweis) 26.11.2018 
(Beitragszahlung)  28.11.2018 
 

Zur Wahrung der Frist muss der Beitragsnachweis am Vortag bis spätestens 24.00 Uhr 
eingereicht sein. 
 

*Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in Klammern 

 

 

 

 Basiszinssatz: 
(§ 247 Abs. 1 BGB) 

Seit 01.07.2016 = -0,88 %,  01.01.2015-30.06.2016 = -0,83 % 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter 
„Basiszinssatz“. 

 

 Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 % Punkte 
Rechtsgeschäfte ohne Verbraucherbeteiligung: 
Basiszinssatz + 9 % Punkte 
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